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Entwurf der Landesverordnung über die Zuständigkeit für die Erstellung von 
Mietspiegeln und die Anerkennung qualifizierter Mietspiegel 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich danke zunächst für die Möglichkeit im Namen des BFW Landesverbandes Freier 
Immobilien- und Wohnungsunternehmen Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland eine 
Stellungnahme zu der Landesverordnung über die Zuständigkeit für die Erstellung von 
Mietspiegeln und die Anerkennung qualifizierter Mietspiegel abgeben zu dürfen. 
 
Die im BFW bundesweit organisierten Unternehmen sind wir mehr als 50 % des 
Wohnungsneubaus in Deutschland und für 30 % bei Gewerbeimmobilien verantwortlich. 
Die im BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland organisierten Unternehmen sind 
überwiegend als Bauträger und Projektentwickler aktiv. 
 
Nach dem Gesetzentwurf bleibt die Zuständigkeit für die Erstellung von Mietspiegeln bei 
den schon bisher zuständigen Ortsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden, großen 
kreisangehörigen Städten oder kreisfreien Städten. Inhaltlich stellt dies keine Änderung 
der Zuständigkeit gegenüber der bisherigen Rechtslage dar. Vielmehr wird der Entwurf 
nur deshalb notwendig, weil im Mietspiegelreformgesetz des Bundes die 
Zuständigkeitsregelung geändert wurde. Während bisher durch Bundesrecht die 
Zuständigkeit der Gemeinden bestimmt war, macht die Neufassung des Bundesgesetzes 
überhaupt erst eine landesrechtliche Zuständigkeitsregelung erforderlich. 
 
Da die Zuständigkeit für die Erstellung von Mietspiegeln inhaltlich unverändert bleibt 
und auch bei den Kommunen die hierfür notwendige Kompetenz besteht, hat der BFW 
Landesverband keine Einwände gegen den Gesetzentwurf. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Gerald Lipka 
(Rechtsanwalt) 
Geschäftsführer 
 


